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Gesetz 

zur Änderung der Gewerbeordnung 
und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

Vom 22. Dezember 1959. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung; 

„§ 16 

(1) Zur Errichtung von Anlagen, welche durdi 
die örtliche Lage oder die Beschaffenheit der Be¬ 
triebstätte für die Besitzer oder Bewohner der 


benachbarten Grundstücke oder für das Publi¬ 
kum überhaupt erhebliche Nachteile, Gefahren 
oder Belästigungen herbeiführen können, ist die 
Genehmigung der zuständigen Behörde erforder¬ 
lich. Für Anlagen, die Teile von Anlagen sind, 
für die eine auf § 24 beruhende Erlaubnis erfor¬ 
derlich ist, wird die Genehmigung zur Errichtung 
und wesentlichen Veränderung nach den Vor¬ 
schriften des Erlaubnisverfahrens erteilt, 

(2) Absatz 1 gilt auch für Anlagen des Berg¬ 
wesens und lür Anlagen, die nichtgewerblichen 
Zwecken dienen, sofern sie im Rahmen wirt¬ 
schaftlicher Unternehmungen Verwendung finden. 






782 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1959, Teil I 


(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rochts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Anlagen, die unter Absatz 1 fallen. Sie erläßt 
mit Zustimmung des Bimdes.rales als Technische 
Anleitung allgemeine Verwaltungsvorschriften 
über die Grundsätze, die die Genehmigungs- 
behörden bei der Prüfung der Genehmigungs- 
anträge zu beachten haben. Die Bundesregierung 
beruft zu Ihrer ständigen Beratung einen Aus¬ 
schuß, der vor Erlaß der Rochtsvorordnungen und 
der allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu 
hören ist, Dorn Ausschuß sollen Vertreter der 
Behörden, clor kommunalen Spitzenverbände, 
der Wissenschaft und der Technik, der tech¬ 
nischen Überwachung, des Gersundbeitswesens, 
des Bergwesens, der gewerblichen Wirtschaft, der 
Land- und Forstwirtschaft sowie des Haus- und 
Grundbe,Sitzes angehören. Die Mitgliedschaft ist 
ehrenamtlich. 

(4) Vor dem 23, Mai 1949 errichtete genehmi¬ 
gungspflichtige Anlagen, für die Genehmigungs¬ 
urkunden nicht vorgelegt werden können, sind 
der zuständigen Behörde bis zum 30. Juni 1960 
anzuzeigen. Anlagen, die errichtet worden sind, 
bevor für die Errichlung von Anlagen dieser Art 
eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 
erfordcrlidi war, sind spätestens drei Monate 
nach Einführung der Genehrnigungspflicht der 
zuständigen Behörde anzuzeigen." 

2 . § 25 erhält folgende Fassung; 

„§ 25 

(1) Die Genehmigung zu einer unter § 16 fal¬ 
lenden oder die Erlaubnis zu einer in § 24 be- 
zeichneten Anlage bleibt so lange in Kraft, als 
keine Änderung in der Lage oder Beschaffenheit 
der Betriebstätte vorgonoinmon wird, und bedarf 
unter dieser Voraussetzung auch dann, wenn die 
Anlage an einen neuen Erwerber übergeht, einer 
Erneuerung nicht. Wenn eine Veränderung der 
Betriebstätte vorgenommen wird, ist bei einer 
unter § 16 fallenden Anlage die Genehmigung 
der zuständigen Behörde nach Maßgabe der §§ 17 
bis 23 notwendig. Eine gleiche Genehmigung ist 
erforderlich bei wesentlichen Veränderungen in 
dem Betrieb einer der unter § 16 fallenden An¬ 
lagen. Die zuständige Behörde kann jedoch auf 
Antrag des Unternehmer,' von der Bekannt¬ 
machung (§ 17) Abstand nehmen, wenn sie die 
Überzeugung gewinnt, daß die beabsichtigte 
Veränderung für die Besitzer oder Bewohner 
benachbarter Grundstüdee odej das Publikum 
überhaupt neue oder größere Nachteile, Gefahren 
oder Belästigungen, als mit der vorhandenen 
Anlage verbunden sind, nicht herboiführen wird. 

(2) Die zuständige Behörde kann nach der Er¬ 
richtung oder Änderung einer unter § 16 fallenden 
Anlage und sodann nach Ablauf von jeweils fünf 
Jahren anordnen, daß der Unternehmer Art und 
Ausmaß von Rauch, Ruß, Staub, Gasen, Dämpfen, 
Gerüchen, Erschütterungen, Geräuschen, Wärme, 
Energie, Strahlen und Schwingungen, die von der 
Anlage ausgehen, durch eine von der obersten 
Landesbehordc bo.stimmten Stelle feslstellen läßt. 


Die zuständige Behörde kann solche Feststellun¬ 
gen auch vor Ablauf von fünf Jahren anordnen, 
wenn erhebliche Nachteile, Gefahren oder Be¬ 
lästigungen für die Besitzer oder Bewohner der 
benadibarte,n Grundstücke oder für das Publikum 
überhaupt zu befürchten sind. Die zuständige 
Behörde kann, soweit erforderlich, außerdem an¬ 
ordnen, daß durch Einbau von geeigneten Meß¬ 
geräten in die Anlagen die nach den Sätzen 1 
und 2 erforderlichen Feststellungen laufend ge¬ 
troffen werden. Anordnungen nach Satz 1 und 2 
sollen nicht getroffen werden, soweit durch fest 
eingebaute Meßgeräte laufend die erforderlichen 
Feststellungen in nachweislich einwandfreier 
Weise gewährleistet sind. Die Ergebnisse der 
Feststellungen sind der zuständigen Behörde auf 
Verlangen raitzuleilen. Die Kosten für die Fest- 
steJlungen an der Anlage, im Betrieb und auf 
dem Betriebsgelände trägt der Unternehmer, 
Kosten für außerhalb des Betriebsgeländes vor¬ 
genommene Feststellungen trägt der Unterneh¬ 
mer nur insoweit, als er die Auflagen nicht ein¬ 
gehallten hat oder die Feststellungen zu Anord¬ 
nungen der Behörde gegen in geführt haben. 

(3) Ergibt sich nach der Genehmigung einer 
unter § 16 Abs. 1 bis 3 fallenden Anlage, daß die 
Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grund¬ 
stücke oder das Publikum überhaupt vor Gefah¬ 
ren, Nachteilen oder Belästigungen nicht aus¬ 
reichend 'geschützt sind, so sollen von der 
zuständigen Behörde nachträgliche Anordnungen 
über Anforderungen an die technische Einrich¬ 
tung und den Betrieb der Anlage getroffen 
werden. Das gilt auch für die unter § 16 Abs. 4 
fallenden Anlagen. Die Anordnungen müssen 
nach dem jeweiligen Stand der Technik erfüllbar 
und für Anlagen dieser Art wirtschaftlich ver¬ 
tretbar sein. Sie sollen sich im Rahmen der 
Grundsätze halten, die in der Technischen An¬ 
leitung {§ 16 Abs. 3) niedergelegt sind. 

(4) Auf die Befugnisse und Obliegenheiten der 
ln den Absätzen 2 und 3 genannten Behörde fin¬ 
den die Vorschriften das § 139b Abs. I, 2 und 4 
entsprechende Anwendung." 

3. In § 147 Abs. 1 Nr. 2 werden hinter dem Wort 
„vornimmt" die Worte „oder die Anzeige nach 
§ 16 Abs. 4 unterläßt" angefügt. 

4. § 155 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) Die nadi den §§16 und 25 zuständige Be¬ 
hörde wird durch die Landesregierung bestimmt.“ 

Artikel 2 

Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

§ 906 erhält folgende Fassung: 

„§ 906 

(1) Der Eigentümer eines Grundstücks kann 
die Zuführung von Gasen, Dämpfen, Gerüchen, 
Rauch, Ruß, Wärme, Geräusch, Erschütterungen 
und ähnliche von einem anderen Grundstück 
ausgehende Einwirkungen Insoweit nicht ver- 
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biol.cn, als die Einwirkung die Benutzung seines 
Ci uiidstiicks nidit oder nur unwesentlich beein- 
Iriichtigt. 

(2) Das gleidie gilt insoweit, als eine wesent- 
lidie Beoiiitriichligimg diirdi eine ortsübliche 
Beiiul/.ung de.s anderen Criindstücks herbeigeführt 
wird und nidit durch Maßnahmen verhindert 
worden kann, die Beniil/.ern dieser Art wirt- 
sdialllich zumutbar sind. Hat der Eigentümer 
hiernach eine Einwirkung zu dulden, so kann er 
von dom Benutzer des anderen Grundstücks einen 
angernessonen y\usgleich in Geld verlangen, 
wenn die Einwirkung eine ortsübliche Benutzung 
seines Grundslücks oder des,sen Ertrag über das 
zumutbare Maß hinaus beeinträchtig 1. 

(3) Die Zriführung ciurdi eine besondere Lei- 
liiiKi ist tin/.iilässig.“ 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund des § 16 Abs, 3 
der Gewerbeordnung in der Fassung dieses Ge¬ 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten überleitung.sgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn des sechsten auf 
seine Verkündung folgenden Kalendermonats, der 
durch Artikel 1 Nr. 1 neugefaßte § 16 Abs. 3 der 
Gewerbeordnung tritt jedoch am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Da.s vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 22. Dezember 1959. 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung 
Blank 

Für den Bundesminister der Justiz 
Der Biindesminister des Innern 
Dr. Schröder 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister des Innern 
Dr. Schröder 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Drittes Gesetz 

zur Änderung des Getreidegesetzes. 

Vom 22. Dezember 1959. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Getreide und 
Futtermitteln (Getriüdegesetz) in der Fassung vom 
24. November 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900) wird 
wie folgt geändert: 

In § 8 Abs. 8 werden die Vv'^orte „Mehl, Grieß, 
Dunst und Badcschrot" ersetzt durch die Worte 
„Mehl, Grieß, Dunst und Schrot, ferner Körner von 
Rosgen, Mais, Buchweizen, Hirse aller Art und 
Reis, ge,schält, geschliflen, perlförmig geschliffen, 
gequet,sdrt (einschließlich Flocken), aufgeschlossen 
oder in änhlichor Weise bo- oder verarbeitet". 


Artikel 2 

Der Bunclesmiiiistor für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann durch Rochlsverordnung bestim¬ 
men, daß die in § 8 Abs. 8 des Getreidegesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes genannten Erzeugnisse, 
die sich bei Irikralltreten dieses Gesetzes in einem 
Zollverkehr befinden, den Vorschriften des § 8 
Abs. 1, J und 5 des Getreidc^gesetzes unterworfen 
werden. Dabei tritt für die Anbietungspfiieht an die 
Stelle des in § 8 Abs. 1 Satz 1 dos Gelreidegesetzes 
bezeichnolen Zeitpunktes der in der Rechtsverord- 
nung festgesetzte Zeitpunkt. 


Artikel 3 

(1) Eine Zuwiderhandlung, die nach den Vor¬ 
schriften des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 geahndet 
wird, begeht, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen 
eine Vorschrift einer auf Grund des Artikels 2 er¬ 
gangenen Rechtsverordnung oder eine auf Grund 
dieser Rechtsverordnung gesetzte Auflage verstößt, 
sofern die Rechtsverordnung auf diese Straf- und 
Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist der Bundes¬ 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
oder die von ihm bestimmte Behörde. Der Bundes¬ 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
entscheidet auch über die Abänderung oder Auf¬ 
hebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht nach¬ 
geprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Geset¬ 
zes über Ordnungswidrigkeiten). 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überlcitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 22. Dezember 1959. 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Schwarz 
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Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft. 

Vom 22. Dezember 1959. 


Der BiindesUig hat mit Zustinunung des Bundes¬ 
rates das lolgende Closf'tz besclilo.ssen: 

§ 1 

(1) Um die Deckung des lebenswiditigen Bedarfs, 
die Erfüllung der Verpfliclitungen des Bundes aus 
zwischenstaatlichen Verträgen über die Stationie¬ 
rung und Rechtsstellung von Slreitkräften auswär¬ 
tiger Staaten im Bundesgebiet oder die Erfüllung 
von Verteidigungsaufgaben .sicherzustellen, kann 
die Bundesregierung oder der Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung Vorschriften 
erlassen über 

1. die irerslelliing, die Verarbeitung, die 
Verwendung, die Lagerung, die Lieferung 
und den Bezug von Waren der gewerb¬ 
lichen Wirtschaft, 

2. die Erzeugung, die Abgabe, die Weiter¬ 
leitung und den Bezug von elektrischer 
Energie, 

3. die Verpflirtitung von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft, die zur Errich¬ 
tung von Bauwerken oder zur Vornahme 
von Instaridsetzungsarbeilcn aller Art er¬ 
forderlichen Werkleistungen zu erbringen. 

(2) Rechtsverordnurigen nach Absatz 1 dürfen 
nicht erlassen werden, soweit die in Absatz 1 be- 
zeichneten Zwecke durch marklgerechte Maßnah¬ 
men im Rahmen der Wetlbewerbswirtschaft erreich¬ 
bar sind. Sie dürfen nur erlassen werden, um eine 
ernsthafte Gefährdung der Bedarfsdeckung zu be¬ 
heben oder zu verhindern, sofern dies nicht durch 
andere Maßnahmen, insbesondere durch Einfuhren, 
erreicht werden kann. 

(3) Die in Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
zu treffenden Regelungen sind auf das unerläßliche 
Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so zu ge¬ 
stalten, daß in die wirtschaftliche Entschließungs¬ 
freiheit der am Markte Beteiligten so wenig wie 
möglich eingegriffem wird. 

(4) Bei denn Erlaß von Rechtsverordnungen, wel¬ 
che die Erfüllung der in Absatz 1 bezeichneten Ver¬ 
pflichtungen aus zwischenstaatlichen Verträgen oder 
die Erfüllung von Verteidigungsaufgaben sicher- 
steilen sollen, ist auf den lebenswichtigen zivilen 
Bedarf Rücksicht zu nehmen. Wenn die in Absatz 1 
und 2 Satz 2 genannten Voraussetzungen entfallen 
oder die Voraussetzungen von Absatz 2 Satz. 1 vor¬ 
liegen, sind die erlassenen Rechtsverordnungen auf¬ 
zuheben. 

§ 2 

(1) Der Bunclesminisler für Wirtschaft kann nach 
§ 1 Abs. 1 nur Rechtsvcrordnuiigen erlassen, deren 
Geltung auf längstens zwei Monate befristet ist. 
Diese Rechtsvoroi driungen bedürfen nicht der Zu¬ 
stimmung des Bundesrates. Sie können nur durch 
Reditsvcrordnung der Bundesregierung in ihrer 
Geltung verlängert werden. 


(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung nach 
§ 1 Abs. 1 bedürfen der Zustimmung des Bundes¬ 
rates; sie sind gleichzeitig mit der Zuleitung an den 
Bundesrat dem Bundestag bekanntzugeben. Ihre 
Geltung ist auf längstens ein Jahr zu befristen; sie 
können über die Dauer eines Jahres hinaus nur ver¬ 
längert werden, wenn auch der Bundestag der Ver¬ 
längerung zustimmt. 

(3) In den Rechtsverordnungen der Bundesregie¬ 
rung nach § 1 Abs. 1 kann vorgesehen werden, daß 
der Bundesminister für Wirtschaft Rechtsverordnun¬ 
gen zu ihrer Durchführung erläßt. Sülche Rechtsver¬ 
ordnungen des Bundesministers für Wirtschaft be¬ 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, 

(4) Die Rechtsverordnungen treten spätestens mit 
Ablauf der Geltungsdauer dieses Gesetzes außer 
Kraft. 

§ 3 

Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 können vor¬ 
sehen, daß der Bundesminister für Wirtschaft zu 
ihrer Ausführung Verfügungen erläßt, soweit sich 
die Auswirkungen der zu regelnden Angelegenheit 
auf mehr als ein Land erstrecken, der Erlaß der 
Verfügungen im Interesse der Gesamtwirtschaft er¬ 
forderlich ist und der Zweck nicht durch eine nach 
§ 4 zulässige Einzelweisung erreicht werden kann. 

§ 4 

Die Bundesregierung kann im Benehmen mit den 
Regierungen der beteiligten Länder zur Ausführung 
der Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 1 Einzelwei¬ 
sungen erteilen, wenn die zu regelnde Angelegen¬ 
heit nach Art und Umfang über den Bereich eines 
Landes hinaus von Bedeutung ist. 

§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine 
Vorschrift einer auf Grund dieses Gesetzes erlas¬ 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Vorschrift getroffene vollzichbare 
schriftliche Verfügung verstößt, begeht eine Zu¬ 
widerhandlung im Sinne des Wirtsctiaftsstrafge- 
setzes 1954, wenn die Rechtsvorordnung auf diese 
Straf- und Bußgeldvorschrift verv/oist. 

(2) Für Zuwiderhandlungen gegen schriftliche 
Verfügungen nach Absatz 1, die von Bundesbehör¬ 
den erlassen worden sind, ist Verwaltungsbehörde 
im Sinne des § 73 des Gesetzes über Ordnungs¬ 
widrigkeiten der Bundesminister für Vv'irtscliaft oder 
die von ihm bestimmte Bundesbehürde. Der Bundes¬ 
minister für Wirtschaft entscheidet insoweit auch 
über die Abänderung und Aufhebung eines rechts¬ 
kräftigen, geriditlidi nicht nachgeprüften Bußgeld- 
bescheids (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs¬ 
widrigkeiten). 
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§ 6 

§ 1 Nr. 7 des Ge.sctzcs zur weiteren Verein- 
faduing d('.s WirlschaRs.slralrechts (Wirtschat'ts- 
slralgesclz 1954) vorn 9, .luli 1954 (Bundesgesetzbl.I 
S. 175) in der Passung des Gesetzes zur Verlänge¬ 
rung der Geltungsdauer des Wirtschaflsstrafgesctzes 
1954 vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 949) erhält folgende Fassung: 

„7. § 5 des Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen aul dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft vom 22. Dezember 1959 (Bundes- 
gosetzbl. I S. 785),". 

§ 7 

Artikel 10 de.s Gesetzes über die Abwicklung der 
Bundesstclle für den Warenverkehr der gewerb¬ 
lichen Wirtschaft und die Errichtung eines Bundes¬ 
amtes für gewerbliche Wirtschaft (Gesetz über das 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) vom 9. Ok¬ 
tober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die' in Artikel 3 
genannten Aufgaben hinaus die Durchführung von 


Rechtsverordnungen, die auf Grund des Gesetzes 
über die Sicherstellung von Leistungen auf dom 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 22. Dezem¬ 
ber 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 785) erlassen werden, 
soweit die Durchführung durch das Bundesamt in 
den Reditsverordnungen vorgesehen und eine zen¬ 
trale Bearbeitung erforderlich ist." 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas¬ 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes, soweit in diesen 
Rechtsverordnungen die Geltung in Berlin nicht aus¬ 
drücklich ausgeschlossen wird. 


§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1962 
außer Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 22. Dezember 1959. 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter dos Bundeskanzlers 
Lu d wig Erhard 


Der Bundes minister für Wirtschaft 
Ludwig Erhard 
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Dritte Verordnung über die Verlängerung der Geltungsdauer 
der Verordnung über die Mitwirkung des Bundes bei der Verwaltung 
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer. 

Vom 22. Dezember 1959. 


AtiI Grund des § 1 Abs. 3 Satz 2 des Zweiten Ge- 
sel/cs ütjor die Finanzverwaltung vom 15. Mai 1952 
(Bimdesgesetzbl. I S. 293) in der Fassung des Ge¬ 
setzes zur Änderung von einzelnen Vorschriften 
der Reidisabgabenordnung und anderer Gesetze 
vom 11. Juli 1953 (Bundesgesrelzbl. I S. 511) wird 
mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Die Vorordnnng über die Mitwirkung des Bundes 
t)(.'i (.1er Verwaltung der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsleuor vom 27. Januar 1956 (Bundes- 
geselzbl. I S. 59) in der ra.S'.suncj der Zweiten Ver¬ 
ordnung über die Verlängerung der Geltungsdauer 
der Verordnung über die Mitwirkung des Bundes 
bei der Verwaltung der Einküminensteuor und der 


Körperschaftsteuer vom 19. Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 967) wird wie folgt geändert: 

In § 4 wird die Zeitbestimmung „1959" durch die 
Zeitbestimmung „1960" ersetzt. 

§ 2 

Geltung im Land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 6 des Zweiten 
Gesetzes über die Finanzverwaltung auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 22. Dezember 1959. 


Der Bundesminister der Finanzen 
Etzel 
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Verkündungen im Bundesanzeiger. 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Reditsvcrordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesctzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingowiesen: 


Bezeichnung der Verordnung 


Verkündet im Tag des 

Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


Verordnung zur Verlängerung der Geltungsdauer der Durch- 
führungsverordtuingen zur Interzonenhandelsverordnung. Vom 

16. Dezember 1959. 

245 

22. 12. 59 

1. 1. 60 

Dritte Änderunqs Verordnung 
Vom 7. Dezember 1959 

zur 2. BAA-Feslstellungs-DV. 

245 

22. 12. 59 

Inkrafttreten 
gemäß § 4 

Fünfte ÄnderungsVerordnung 
Vom 7. Dezember 1959. 

zur 3. BAA-Feststellungs-DV. 

245 

22. 12. 59 

Inkrafttreten 
gemäß § 4 
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